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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Die Lage der Staatsfinanzen verschlechtert

sich im laufenden Jahr drastisch. W�hrend im

vergangenen Jahr noch ein praktisch ausge-

glichener Haushalt verzeichnet wurde, d�rfte

das Defizit auf �ber 3% des Bruttoinlands-

produkts (BIP) steigen und damit die im EG-

Vertrag festgelegte Obergrenze �berschreiten.

Dies ist zum einen auf die unmittelbare Wir-

kung des Konjunktureinbruchs auf die �ffent-

lichen Haushalte zur�ckzuf�hren. Dabei ist

aber zu ber�cksichtigen, dass sich die f�r die

�ffentlichen Finanzen besonders bedeut-

samen Bruttol�hne und -geh�lter und der pri-

vate Konsum zun�chst bei Weitem nicht so

ung�nstig entwickeln wie das BIP und auch

der Anstieg der Arbeitslosigkeit im Jahres-

durchschnitt noch begrenzt bleiben d�rfte.

Allerdings zeichnet sich ein außerordentlich

kr�ftiger R�ckgang beim Aufkommen der

gewinnabh�ngigen Steuern ab, der deutlich

st�rker ausf�llt als die regul�re makro�ko-

nomische Bezugsgr�ße erwarten ließe und

als Gegenbewegung zu den ungew�hnlich

hohen Zuw�chsen der letzten Jahre zu sehen

ist. Zum anderen schlagen umfangreiche defi-

ziterh�hende Maßnahmen zu Buche (ins-

besondere die Konjunkturpakete), deren Ge-

samtvolumen sich 2009 auf etwa 11�4 % des

BIP bel�uft. Die staatlichen Schulden wer-

den sprunghaft auf eine Gr�ßenordnung von

13�4 Billionen 3 steigen und k�nnten fast 75%

des BIP erreichen. Neben dem umfangreichen

* Im Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ erfolgt eine
Analyse auf der Datengrundlage der VGR sowie der
Maastricht-Kennzahlen. Anschließend wird �ber die Haus-
halte der Gebietsk�rperschaften und Sozialversicherungs-
zweige auf Basis der finanzstatistischen (haushaltsm�ßi-
gen) Abgrenzung berichtet.

Drastische Ver-
schlechterung
der Staats-
finanzen 2009
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Defizit sind hier auch die Verringerung des

nominalen BIP und nicht defizitwirksame

Maßnahmen zur St�tzung von Finanzinstitu-

ten von Bedeutung (siehe auch den Anhang

S. 79 ff.).

Die staatlichen Einnahmen werden im laufen-

den Jahr sp�rbar zur�ckgehen. Zwar ent-

wickeln sich wichtige makro�konomische Be-

zugsgr�ßen weniger ung�nstig als das stark

fallende BIP, doch schl�gt sich die kr�ftige

Konjunkturabschw�chung deutlich nieder.

Hinzu kommt der erwartete außerordentlich

starke R�ckgang beim Aufkommen der ge-

winnabh�ngigen Steuern. Dar�ber hinaus

f�hren Steuersenkungen, vor allem die mit

den Konjunkturpaketen beschlossenen �nde-

rungen des Einkommensteuertarifs und der

Abschreibungsregelungen sowie die im Juli

verabschiedeten zus�tzlichen Entlastungen

von Unternehmen, zu Mindereinnahmen. Bei

den Sozialbeitr�gen spielen Rechts�nderungen

dagegen per saldo kaum eine Rolle, weil der

niedrigere Beitragssatz der Bundesagentur

f�r Arbeit (BA) durch jahresdurchschnittlich

h�here Beitragss�tze der gesetzlichen Kran-

ken- und der sozialen Pflegeversicherung

praktisch ausgeglichen wird. Zudem tragen

Beitragszahlungen f�r Arbeitslose und Emp-

f�nger von Kurzarbeitergeld zur Stabilisierung

des Aufkommens bei. Alles in allem wird die

Einnahmenquote im laufenden Jahr sp�rbar

ansteigen, da das BIP noch st�rker sinkt als

die Einnahmen.

Die Ausgabenquote wird aber noch sehr viel

kr�ftiger zunehmen. Dabei schl�gt sich die

schwache Konjunktur sowohl �ber h�here

Ausgaben aufgrund der ung�nstigen Arbeits-

marktentwicklung als auch �ber den Nenner-

effekt des sinkenden BIP nieder. Allerdings

beschleunigt sich das Ausgabenwachstum

auch �ber die direkten konjunkturellen Ein-

fl�sse hinaus nochmals merklich. Allein die

mit den Konjunkturpaketen beschlossenen

Mehrausgaben belaufen sich 2009 auf rund
1�2 % des BIP, wobei die Abwrackpr�mie, die

vor�bergehende Ausweitung der staatlichen

Investitionen und der aktiven Arbeitsmarkt-

politik sowie der einmalige Kinderbonus den

gr�ßten Umfang aufweisen. Bereits zuvor

waren h�here Ausgaben f�r bestimmte Ge-

sundheitsleistungen und eine dauerhafte

Aufstockung des Kindergelds beschlossen

worden. Außerdem wachsen die Aufwen-

dungen f�r Alterssicherung und das Personal

sp�rbar st�rker als in den Vorjahren.

Im kommenden Jahr werden sich die Staats-

finanzen weiter erheblich verschlechtern. So

k�nnte die Schuldenquote auf einen Wert um

80% steigen. Die Defizitquote k�nnte noch-

mals deutlich h�her ausfallen und eine Gr�-

ßenordnung von 6% erreichen, wovon auch

der Finanzplanungsrat ausgeht. Die treiben-

den Faktoren sind dabei die gleichen wie

schon im laufenden Jahr: Zum Ersten wird der

Konjunktureinfluss selbst bei einer Stabilisie-

rung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

das Defizit deutlich erh�hen, auch weil die

Wachstumsstruktur – im Unterschied zum

laufenden Jahr – f�r die �ffentlichen Finanzen

eher ung�nstig sein d�rfte, zum Zweiten er-

h�hen finanzpolitische Maßnahmen per saldo

das Defizit betr�chtlich, und zum Dritten

d�rfte sich die schwache Aufkommens-

entwicklung der gewinnabh�ngigen Steuern

noch fortsetzen. Die Einnahmenquote d�rfte

Einnahmen
sinken deutlich,
aber...

... Einnahmen-
quote steigt

Ausgabenquote
mit noch
st�rkerem
Anstieg

2010 weitere
erhebliche Ver-
schlechterung
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damit erheblich sinken. Unter den Maßnah-

men sind hier vor allem die h�here steuerliche

Absetzbarkeit von Beitr�gen zur Kranken-

und Pflegeversicherung, daneben aber auch

die nochmalige Tarifanpassung bei der Ein-

kommensteuer relevant. Die Ausgabenquote

d�rfte dagegen weiter steigen und eine Gr�-

ßenordnung von 50% erreichen, auch wenn

einige tempor�re Stimulierungsmaßnahmen,

wie die Abwrackpr�mie und der einmalige

Kinderbonus, im Vergleich zu 2009 entfallen.

Neben konjunkturellen Effekten d�rfte sich

hier nicht zuletzt der Anstieg der Ausgaben

f�r die Alterssicherung und im Gesundheits-

bereich auswirken.

Ausgehend von ann�hernd ausgeglichenen

Haushalten in den Jahren 2007 und 2008

steuert die Bundesrepublik damit in kurzer

Zeit auf einen außerordentlich hohen Wert

f�r die Defizitquote zu und wird einen neuen

H�chststand f�r die Schuldenquote erreichen.

Dies ist Ausdruck des Wirkens der automa-

tischen Stabilisatoren und der – angesichts

des massiven konjunkturellen Einbruchs dem

Umfang nach vertretbaren – fiskalischen Sta-

bilisierungsmaßnahmen. Diese st�tzen kurz-

fristig die konjunkturelle Entwicklung. Zu-

gleich tragen sie jedoch zum umfangreichen

Konsolidierungsbedarf bei. Der f�r 2010 er-

wartete Fehlbetrag ist n�mlich nur zum klei-

neren Teil durch vor�bergehende Maßnah-

men und Einfl�sse hervorgerufen oder kon-

junktureller Natur. Vielmehr werden die 2008

bereits bestehenden strukturellen Defizite im

laufenden und kommenden Jahr auch maß-

geblich durch permanent wirkende Steuer-

und Sozialbeitragssenkungen und einen sp�r-

baren Anstieg der strukturellen Ausgaben-

quote ausgeweitet. Unterbliebe eine Konso-

lidierung, w�rde die staatliche Schuldenquote

schnell weiter zunehmen, was vor allem bei

wieder steigenden Zinss�tzen zu rasch an-

wachsenden Zinslasten f�hren w�rde. Die

Finanzpolitik steht somit in der kommenden

Legislaturperiode vor einer großen Konso-

lidierungsaufgabe.

Vor diesem Hintergrund sind die neuen Schul-

denregeln f�r Bund und L�nder ein großer

Fortschritt. Im Gegensatz zu den bisherigen

Vorschriften sehen sie einen im Regelfall kon-

junkturbereinigt zumindest ann�hernd aus-

geglichenen Haushaltssaldo vor. Damit wer-

den die nationalen Regeln auch besser auf

die Verpflichtungen abgestimmt, die mit dem

europ�ischen Stabilit�ts- und Wachstumspakt

eingegangen wurden. Um die Zielvorgabe im

Rahmen der festgeschriebenen �bergangs-

fristen sicher zu erreichen, sind auf Bundes-

ebene, aber auch in den L�ndern erhebliche

Anstrengungen erforderlich. Dabei darf nicht

�bersehen werden, dass die konjunkturberei-

nigte Ausgabenquote bei einem reduzierten

Potenzialwachstum schon bei niedrigen Aus-

gabenzuw�chsen steigt und somit eine enge

Begrenzung notwendig ist, wenn eine Konso-

lidierung �ber die Ausgabenseite erreicht

werden soll. Da die im EG-Vertrag festgelegte

Obergrenze von 3% des BIP f�r das gesamt-

staatliche Defizit ohne weitere Maßnahmen

wohl f�r l�ngere Zeit und erheblich �ber-

schritten wird, ist auch zu erwarten, dass ein

Defizitverfahren er�ffnet und Deutschland

verpflichtet wird, die Defizitquote z�gig wie-

der unter den Referenzwert zu senken.

Hoher
Konsolidierungs-
bedarf, ...

... auch um
nationale und
europ�ische
Haushaltsregeln
einzuhalten
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Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen1) sanken im zweiten

Quartal gegen�ber dem entsprechenden Vor-

jahrszeitraum um 8% (siehe nebenstehendes

Schaubild und die Tabelle auf S. 72). Wie er-

wartet war der Aufkommensr�ckgang damit

sehr viel gr�ßer als im ersten Vierteljahr. Zum

einen schlug sich der Wirtschaftsabschwung

verst�rkt nieder. Zum anderen f�hrten die ver-

schiedenen Steuerentlastungsmaßnahmen, die

mit dem Ziel der Wirtschaftsstabilisierung er-

griffen worden waren, vermehrt zu Ausf�llen.

Die Einnahmen aus den einkommensabh�n-

gigen Steuern gingen um 19% zur�ck. Dabei

sank das Lohnsteueraufkommen stark, da

sich die Bruttol�hne und -geh�lter schwach

entwickelten und die Steuertarifsenkung r�ck-

wirkend f�r das gesamte erste Halbjahr kas-

senwirksam wurde. Dar�ber hinaus stiegen

die vom Aufkommen abgesetzten Betr�ge

kr�ftig an, wobei zur Kindergelderh�hung

seit Jahresbeginn noch der einmalige Kinder-

bonus sowie die letzte Erh�hungsstufe der

haupts�chlich im Mai ausgezahlten Altersvor-

sorgezulage hinzukamen. Bei den gewinnab-

h�ngigen Steuern waren besonders hohe

Mindereinnahmen zu verzeichnen. So brach

das Aufkommen der K�rperschaftsteuer vor

allem aufgrund geringerer Vorauszahlungen

f�r laufende Gewinne und hoher Erstattun-

gen f�r 2008 weg, und auch bei der Kapital-

ertragsteuer kam es – aufgrund geringerer

Gewinnaussch�ttungen – zu hohen Ausf�l-

len.2) Die Einnahmen aus der veranlagten Ein-

kommensteuer gingen wegen Steuerr�ckzah-

lungen nach dem Verfassungsgerichtsurteil

zur Entfernungspauschale und wegen der

Steuerentlastungen ebenfalls stark zur�ck.

Ohne diese Faktoren w�ren sie recht stabil

geblieben. Die unterj�hrig zum Teil sehr vola-

tilen Ertr�ge aus den verbrauchsabh�ngigen

Steuern nahmen sp�rbar um 3 1�2 % zu. Nach

dem schwachen ersten Quartal ergibt sich

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steu-
eraufkommen, aber ohne die – für die letz-
ten ausgewiesenen Quartale noch nicht be-
kannten  –  Erträge  aus  den  Gemeindesteu-
ern.

Deutsche Bundesbank
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%

1 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das Berichtsquartal noch nicht
bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
2 Seit Einf�hrung der Abgeltungsteuer zu Jahresbeginn
betr�gt der Kapitalertragabzug im Regelfall 25%. F�r pri-
vate Eink�nfte hat er nunmehr grunds�tzlich abgeltende
Wirkung, insbesondere f�r gewerbliche Eink�nfte erge-
ben sich bei Veranlagung aber weiterhin Erstattungen be-
ziehungsweise Nachzahlungen. Obwohl insgesamt mit
Steuerausf�llen durch die Abgeltungsteuer gerechnet wird,
f�hrt die Anpassung der Steuers�tze bei der Kapitalertrag-
steuer f�r sich genommen zun�chst zu Mehreinnahmen,
da die Aufkommenswirkung der Steuersatzerh�hung f�r
Dividenden wegen der gr�ßeren Besteuerungsbasis den
Effekt der Satzsenkung f�r Zinsen �berwiegt.

Starker
R�ckgang der
Steuer-
einnahmen im
zweiten Quartal

Einkommen-
steuern mit
hohen
Ausf�llen

Einnahmenplus
bei verbrauchs-
abh�ngigen
Steuern
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hier somit in den ersten sechs Monaten ein

kleiner Zuwachs (+ 1�2 %).

F�r das Gesamtjahr wird gem�ß der letzten

offiziellen Steuersch�tzung vom Mai bei Be-

r�cksichtigung der zwischenzeitlich beschlos-

senen zus�tzlichen Steuerentlastungen f�r

Unternehmen (Ausweitung der Ist-Besteue-

rung bei der Umsatzsteuer, befristete

Lockerung beim Mantelkauf und bei der Zins-

schranke, Agrardieself�rderung) ein deut-

licher Einnahmenr�ckgang um knapp 6 1�2 %

erwartet (ohne Gemeindesteuern). W�hrend

sich im weiteren Verlauf die Ausf�lle durch

Steuerentlastungen und die Steuerr�ckzah-

lungen f�r die Entfernungspauschale zusam-

men genommen verglichen mit dem zweiten

Quartal verringern, d�rften sich L�hne und

Besch�ftigung schw�cher entwickeln. Insge-

samt ist die Prognoseunsicherheit derzeit

aber sehr groß.3)

Bundeshaushalt

Im Bundeshaushalt ergab sich im zweiten

Quartal zwar ein �berschuss von 2 1�2 Mrd 3,

der aber niedriger ausfiel als vor Jahres-

frist (4 1�2 Mrd 3). Die Einnahmen sanken um

knapp 2 1�2 %. Ausschlaggebend war die r�ck-

l�ufige Entwicklung beim Steueraufkommen,

das allerdings durch die hier verrechneten

deutlich niedrigeren Abf�hrungen an die EU

merklich stabilisiert wurde. Der Ausgabenzu-

wachs blieb mit knapp 1�2 % nur scheinbar ge-

Steueraufkommen

1. Halbjahr 2. Vierteljahr

Sch�t-
zung f�r
2009 1) 2)

2008 2009 2008 2009

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in Mrd 5 in % Mrd 5 in Mrd 5 in % in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 249,7 237,3 – 12,4 – 5,0 130,8 120,5 – 10,3 – 7,9 – 6,3

darunter:
Lohnsteuer 67,5 64,5 – 3,0 – 4,5 34,7 30,5 – 4,2 – 12,2 – 4,2
Gewinnabh�ngige
Steuern 3) 42,2 34,0 – 8,1 – 19,2 25,3 18,0 – 7,3 – 28,8 – 23,6
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 14,1 12,1 – 2,0 – 13,9 10,4 9,1 – 1,3 – 12,1 – 30,1
Kapitalertragsteuer 4) 18,5 17,2 – 1,3 – 7,3 10,1 8,5 – 1,5 – 15,3 – 11,2
K�rperschaftsteuer 9,5 4,7 – 4,8 – 50,3 4,8 0,3 – 4,5 – 92,9 – 33,6

Steuern vom Umsatz 5) 86,2 86,5 + 0,3 + 0,4 41,9 43,4 + 1,5 + 3,7 – 0,6
Energiesteuer 14,2 14,8 + 0,6 + 4,2 9,6 10,1 + 0,5 + 5,1 – 3,6
Tabaksteuer 5,8 5,9 + 0,1 + 1,9 3,3 3,6 + 0,3 + 9,0 – 1,4

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom Mai 2009 unter zu-
s�tzlicher Einbeziehung zwischenzeitlicher Rechts�nde-
rungen (B�rgerentlastungsgesetz Krankenversicherung,
Gesetz zur �nderung des Energiesteuergesetzes). —
2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal

noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-
steuern. — 3 Arbeitnehmererstattungen, Eigenheim-
und Investitionszulage vom Aufkommen abgesetzt. —
4 Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver�ußerungsertr�ge,
nicht veranlagte Steuern vom Ertrag. — 5 Umsatzsteuer
und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

3 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Entwicklung der
Steuereinnahmen in Deutschland und aktuelle steuerpoli-
tische Fragen, Monatsbericht, Oktober 2008, S. 35 ff.

Im Gesamtjahr
deutlicher
R�ckgang

R�ckl�ufiger
�berschuss im
zweiten Quartal
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ring. Bereinigt um die vor�bergehende Ent-

lastung von 2 Mrd 3 durch den ge�nderten

Zahlungstermin f�r die regelm�ßigen Zuwei-

sungen an die BA betrug er gut 3%.

Der im Gefolge der Mai-Steuersch�tzung ver-

abschiedete zweite Nachtragshaushalt sieht

eine weitere Erh�hung der Nettokreditauf-

nahme um 12 Mrd 3 gegen�ber dem im Feb-

ruar im Zusammenhang mit dem Konjunktur-

paket II beschlossenen ersten Nachtrag vor.

Die Nettokreditaufnahme soll damit im laufen-

den Jahr 49 Mrd 3 betragen. Die �berschrei-

tung der Regelgrenze nach Artikel 115 GG,

das heißt der investiven Ausgaben von knapp

33 Mrd 3, wird unter Bezugnahme auf die St�-

rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-

wichts nochmals ausgeweitet. Dabei werden

Mindereinnahmen nach der Steuersch�tzung

von 8 Mrd 3 abgedeckt, zu denen Ausf�lle im

Umfang von 11�2 Mrd 3 infolge zus�tzlich be-

schlossener vor�bergehender Steuererleichte-

rungen hinzukommen. Entlastungen von fast

3 Mrd 3 resultieren dagegen daraus, dass – mit

einer R�ck�berweisung aus dem Erblasten-

tilgungsfonds – einmalig die volle (�ber den

bisher ansetzbaren H�chstbetrag von 31�2

Mrd 3 hinausgehende) Gewinnaussch�ttung

der Bundesbank haushaltsm�ßig veranschlagt

wird. Mehrausgaben sind vor allem f�r ein

�berj�hriges Darlehen an den Gesundheits-

fonds (4 Mrd 3) und f�r Leistungen bei Lang-

zeitarbeitslosigkeit (11�2 Mrd 3) vorgesehen. Im

Vergleich zu den Ist-Werten des Vorjahres er-

gibt sich nunmehr insgesamt ein R�ckgang der

Einnahmen um gut 6% (– 16 1�2 Mrd 3, davon

–15 Mrd 3 bei den Steuern) und ein Anstieg

der Ausgaben um 7 1�2 % (21 Mrd 3, davon 81�2

Mrd 3 f�r die gesetzliche Krankenversicherung

und 3 Mrd 3 wegen Langzeitarbeitslosigkeit).

Bisher nicht abgedeckte Belastungen des

Haushalts etwa durch rezessionsbedingt niedri-

gere Erl�se aus der LKW-Maut oder den CO2-

Emissionsrechten k�nnten aus heutiger Sicht

durch vorsichtige Veranschlagungen wie etwa

bei den Bundesdarlehen an den Gesundheits-

fonds aufgefangen werden.

Der Regierungsentwurf f�r den Bundeshaus-

halt 2010 sieht vor, dass die Nettokreditauf-

nahme unter erneuter Bezugnahme auf eine

St�rung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-

gewichts um 37 Mrd 3 auf 86 Mrd 3 weiter

kr�ftig erh�ht wird. Gegen�ber dem zweiten

Nachtrag 2009 ziehen die Ausgaben noch-

mals stark um 8% (24 1�2 Mrd 3) an. Dies ist

per saldo fast vollst�ndig durch Mehrkosten

im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit

Finanzierungssalden des 
Bundes

Deutsche Bundesbank
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bedingt, darunter 20 Mrd 3 f�r ein Darlehen

an die BA und 3 1�2 Mrd 3 f�r das Arbeits-

losengeld II und damit verbundene Leistungen.

Der Zuschuss an die Rentenversicherung

w�chst infolge der 2008 gestiegenen Durch-

schnittsentgelte (11�2 Mrd 3), w�hrend die

Zahlungen an den Gesundheitsfonds gegen-

�ber dem Vorjahr nur leicht zunehmen, da die

deutliche Ausweitung der regul�ren Zuwei-

sung durch den Wegfall des 2009 veran-

schlagten Darlehens fast kompensiert wird.

Die Zinsausgaben wurden hingegen um gut

2 Mrd 3 niedriger angesetzt, wozu entfallende

Einmalbelastungen beim Sonderverm�gen zur

Vorsorge f�r die Tilgung inflationsindexierter

Schuldtitel sowie betr�chtliche Refinanzie-

rungsersparnisse maßgeblich beitragen. Die

Einnahmen gehen nochmals merklich um 5%

(– 12 1�2 Mrd 3) zur�ck, wobei r�ckl�ufige

Steuereinnahmen (– 4 1�2 % bzw. – 10 Mrd 3,

davon rund 6 1�2 Mrd 3 durch die unbefristeten

Entlastungen beim Sonderausgabenabzug

von Versicherungsbeitr�gen und beim Ein-

kommensteuertarif) und der entfallende Ein-

maleffekt aus der Gewinnaussch�ttung der

Bundesbank ausschlaggebend sind.

Nach Maßgabe der im Juni verabschiede-

ten neuen Schuldenregel4) soll ab 2011 die

strukturelle Nettokreditaufnahme des Bundes

(Nettokreditaufnahme bereinigt um eine Kon-

junkturkomponente und finanzielle Trans-

aktionen) in gleichm�ßigen j�hrlichen Schrit-

ten bis 2016 auf die dann zul�ssige Ober-

grenze von 0,35% des BIP zur�ckgef�hrt

werden. Der Konsolidierungspfad wird im

neuen mittelfristigen Finanzplan bis 2013 ab-

gebildet. Der strukturelle Teil des Defizits des

Jahres 2010 wird dabei nach Abzug des

Saldos der finanziellen Transaktionen5) von

21 Mrd 3 und der gesch�tzten Konjunktur-

komponente von 26 Mrd 3 auf 39 1�2 Mrd 3

beziehungsweise 1,6% des BIP beziffert. F�r

die �bergangsphase ergeben sich daraus j�hr-

liche strukturelle Abbauschritte im Umfang

von 0,2 Prozentpunkten (rd. 5 Mrd 3). Da

auch f�r den Saldo der finanziellen Transaktio-

nen und die Konjunkturkomponente R�ck-

g�nge erwartet werden, sinkt die Nettokredit-

aufnahme im neuen Finanzplan demnach um

j�hrlich bis zu 14 1�2 Mrd 3 (1�2 % des BIP) auf

46 Mrd 3 im Jahr 2013. Der ausgewiesene

R�ckgang wird jedoch nicht mit Konsolidie-

Die mittelfristige Finanzplanung
des Bundes

in Mrd 5

Finanzplan
Ist
2008

Soll
2009 3)

Ent-
wurf
2010 2011 2012 2013

Ausgaben 1) 282,3 303,3 327,7 321,1 318,3 313,5
darunter:

Investitionen 24,3 32,8 48,6 43,3 39,1 35,0

Einnahmen 1) 2) 270,7 254,2 241,6 249,4 259,6 267,6
darunter:

Steuerein-
nahmen 1) 239,2 224,1 213,8 221,9 232,4 240,6

Privatisierungs-
erl�se 6,7 2,0 2,3 3,3 3,6 3,6

Nettokredit-
aufnahme 11,5 49,1 86,1 71,7 58,7 45,9

Nachrichtlich:
Ausgabenzu-
wachs in % 4,4 7,4 8,0 – 2,0 – 0,9 – 1,5

1 Nach Abzug der an die L�nder �berwiesenen Bundeserg�nzungs-
zuweisungen, Anteile am Energiesteueraufkommen und des Aus-
gleichs im Rahmen der Kfz-Steuerreform 2009. — 2 Einschl. M�nz-
erl�se. — 3 Gem�ß zweitem Nachtragshaushalt.

Deutsche Bundesbank

4 Vgl. dazu: Deutsche Bundesbank, Zur Reform der Ver-
schuldungsgrenzen von Bund und L�ndern, Monatsbe-
richt, Mai 2009, S. 82 f.
5 Als finanzielle Transaktionen werden Darlehensver-
gaben und -r�ckfl�sse sowie Beteiligungserwerbe und
-ver�ußerungen gewertet.

Neuer Finanz-
plan offenbart
erheblichen
Konsolidierungs-
bedarf
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rungsmaßnahmen, sondern nur mit globalen,

nicht spezifizierten Minderausgaben unter-

legt, die von 5 Mrd 3 in 2011 auf 18 1�2 Mrd 3

bis 2013 anwachsen. Wenn dieser Globaltitel

herausgerechnet wird, ergibt sich bis dahin

sogar ein weiterer Anstieg des strukturellen

Defizits (vgl. nebenstehendes Schaubild).

Der in der n�chsten Legislaturperiode anste-

hende Konsolidierungsbedarf ist somit erheb-

lich, und er k�nnte sogar noch umfangreicher

ausfallen, wenn die Konjunkturkomponente

im weiteren Verlauf revidiert und als merklich

weniger negativ eingesch�tzt w�rde.6)

Grunds�tzlich scheint es zudem nicht zuletzt

wegen der Unsicherheiten im Zusammen-

hang mit der Bestimmung der konjunktur-

bereinigten Haushaltslage geboten, einen

Sicherheitsabstand zur 0,35%-Obergrenze

einzuplanen.7) Aus heutiger Sicht bestehen

somit in den n�chsten Jahren keine Spiel-

r�ume f�r nicht gegenfinanzierte defizit-

erh�hende Maßnahmen.

Neben dem erwarteten umfangreichen Defizit

im Kernhaushalt weisen voraussichtlich auch

die Extrahaushalte des Bundes im laufenden

Jahr sehr hohe Fehlbetr�ge auf. So verbuch-

ten diese bereits im ersten Halbjahr ein Defizit

in einer Gr�ßenordnung von 15 Mrd 3, nach

einem �berschuss von 11�2 Mrd 3 vor Jahres-

frist. Allein der Finanzmarktstabilisierungs-

fonds verzeichnete in den ersten sechs Mona-

ten ein Defizit von 13 1�2 Mrd 3 aufgrund um-

fangreicher Kapitalzuf�hrungen an Kreditins-

titute. Der mit Ausgabenerm�chtigungen von

inzwischen 25 Mrd 3 ausgestattete Inves-

titions- und Tilgungsfonds meldete dagegen

nur ein Defizit von 1 Mrd 3, das fast vollst�n-

dig auf die Abwrackpr�mie zur�ckging. Der

Abfluss der investiven Mittel wird sich voraus-

sichtlich bis zum Jahresende deutlich verst�r-

ken, da zunehmend Projekte anlaufen und ab-

gerechnet werden. Insgesamt k�nnten die Ex-

trahaushalte 2009 mit einem Defizit in einer

Gr�ßenordnung von 25 Mrd 3 abschließen.

L�nderhaushalte8)

Die Verschlechterung des Finanzierungssaldos

der L�nderhaushalte setzte sich im zweiten

Nettokreditaufnahme 
zuzüglich globaler 
Minderausgaben im 
Finanzplan des Bundes

1 Ohne  die  nicht  auf  die  Jahre  2011  bis 
2013 aufgeteilten Ansätze zur Finanzierung 
der Hochschulpakt-Beschlüsse (2½ Mrd € ).

Deutsche Bundesbank
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6 Hierauf k�nnte etwa die Fr�hjahrssch�tzung der EU-
Kommission bis 2010 hinweisen.
7 Vgl. dazu: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, Mai
2009, S. 82f.
8 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen im ersten
Quartal wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts
vom Juli 2009 kommentiert. Neuere Ergebnisse liegen
nicht vor.
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Quartal fort. Nach einem �berschuss von 6 1�2

Mrd 3 im Vorjahr wurde ein Defizit von 2 1�2

Mrd 3 verzeichnet. Die Einnahmen sanken

kr�ftig um 9%, vor allem infolge des schar-

fen Steueraufkommensr�ckgangs. Der Aus-

gabenanstieg betrug 3 1�2 %. Dabei zogen

nicht zuletzt die Personalausgaben aufgrund

des Tarifabschlusses vom M�rz und der ent-

sprechenden Anpassung der Beamten- und

Versorgungsbez�ge in den meisten L�ndern

stark an. Ausgeklammert blieb freilich die

umfangreiche Kapitalzuf�hrung von 3 Mrd 3

an die HSH Nordbank durch Hamburg und

Schleswig-Holstein �ber eine Anstalt außer-

halb der Kernhaushalte.

Die bisherigen Haushaltsplanungen, die zu-

meist das Konjunkturpaket II ber�cksichtigen,

jedoch noch nicht vollst�ndig an die letzte

ung�nstigere Steuersch�tzung angepasst wur-

den, sehen f�r das laufende Jahr bereits ein

Defizit von 22 Mrd 3 vor. Darin sind aber die

haushaltsm�ßig dem Vorjahr zugeschriebe-

nen Mittel f�r die Bayern LB (7 Mrd 3) und

auch – wie im Fall der HSH Nordbank – die

geplante Kapitalzuf�hrung von Baden-W�rt-

temberg an die LBBW (2 Mrd 3) nicht einge-

rechnet.

Vor dem Hintergrund anhaltend hoher Defi-

zite �ber das n�chste Jahr hinaus und der

absehbar stark steigenden Versorgungsbelas-

tungen scheint eine rasche Konsolidierung

der L�nderhaushalte nach �berwindung der

Krise dringend geboten – auch wenn f�r

diese die neue Schuldenregel erst 2020 ihre

volle Bindungswirkung entfaltet. Die Regel

schreibt den L�ndern grunds�tzlich ausge-

glichene Haushalte vor. Allerdings sind die f�r

die L�nder im Grundgesetz nicht spezifizier-

ten Punkte einer Bereinigung der Kreditgren-

ze um finanzielle Transaktionen und um Kon-

junktureinfl�sse sowie des Umgangs mit

Grenz�berschreitungen im Vollzug offenbar

weitgehend noch nicht geregelt. Eine Veran-

kerung in den Landesverfassungen scheint

dabei w�nschenswert. Eine einheitliche und

transparente Vorgehensweise w�rde die

�berwachung der Haushaltsentwicklung

durch den neuen Stabilit�tsrat, der bereits

2010 seine Arbeit aufnehmen soll, und durch

die �ffentlichkeit erleichtern. Auch um die

Konsolidierungsaufgabe f�r die einzelnen

L�nder m�glichst fr�hzeitig beziffern und

Korrekturmaßnahmen vorbereiten zu k�n-

nen, w�ren schnelle Beschl�sse erstrebens-

wert.

Sozialversicherungen9)

Rentenversicherung

Der f�r die gesetzliche Rentenversicherung f�r

das zweite Quartal 2009 ausgewiesene �ber-

schuss hat sich gegen�ber dem Vorjahr hal-

biert und liegt nun bei 1�2 Mrd 3. Die Einnah-

men insgesamt wie auch die Beitr�ge wuch-

sen um knapp 1�2 %. Die Pflichtbeitr�ge der

Besch�ftigten (einschl. Beitr�ge auf Kurzarbei-

tergeld) gingen zwar um 1�2 % zur�ck, im Ge-

genzug �bertrafen die Beitr�ge f�r arbeitslose

Bezieher von Lohnersatzleistungen ihren Vor-

jahrswert aber um ein F�nftel. Dies verdeut-

9 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und der sozialen Pflegeversicherung im ersten
Quartal wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts
Juni 2009 kommentiert. Neuere Daten liegen noch nicht
vor.

Verschlechte-
rung der Haus-
haltslage auch
im zweiten
Quartal

Hohes Defizit
im Gesamtjahr
zu erwarten

Umsetzung der
beschlossenen
Schuldenregeln
noch weit-
gehend offen

Finanzentwick-
lung im zweiten
Quartal noch
robust
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licht, dass der Besch�ftigungsr�ckgang bei

der Rentenversicherung nur mit ged�mpften

Mindereinnahmen verbunden ist, solange Ar-

beitslosengeld I oder Kurzarbeitergeld gezahlt

wird. Sollte sich die Arbeitslosigkeit allerdings

verh�rten, ist mit erheblich gr�ßeren Einnah-

menr�ckg�ngen zu rechnen.10) Die Ausgaben

wuchsen um 11�2 % gegen�ber dem Vorjahr.

Ausschlaggebend war ein Anstieg der Renten-

zahlungen um knapp 11�2 %, der sich aus der

Leistungsanpassung um 1,1% zur Mitte des

vergangenen Jahres und einer leichten Zu-

nahme der Rentenzahl um knapp 1�2 % ergab.

Hinzu kamen deutlich h�here Beitr�ge zur

Krankenversicherung der Rentner, nachdem

der Gesundheitsfonds zum 1. Januar 2009

mit einem einheitlichen Beitragssatz von

15,5% (nach durchschnittlich 14,9% vor

einem Jahr) gestartet war.

Im weiteren Jahresverlauf d�rfte die Einnah-

menbasis infolge der Wirtschaftskrise weiter

geschw�cht werden. Außerdem wurden die

Renten zum 1. Juli 2009 im Westen um

2,41% und im Osten um 3,38% sehr kr�ftig

angehoben. Dies beruht zum einen auf dem

starken Anstieg der beitragspflichtigen Ent-

gelte im vergangenen Jahr. Zum anderen

wurde nochmals der Faktor ausgesetzt, mit

dem die Belastung der Beitragszahler durch

ihre unterstellte eigene zus�tzliche Altersvor-

sorge anpassungsd�mpfend ber�cksichtigt

werden soll („Riester-Treppe“). Dadurch wur-

den die Renten um gut 0,6 Prozentpunkte

st�rker angehoben.11) Eine – wenn auch

deutlich geringere – finanzielle Entlastung er-

gibt sich daraus, dass der Beitragssatz des

Gesundheitsfonds zur Jahresmitte auf 14,9%

gesenkt wurde.

Bundesagentur f�r Arbeit

Bei der BA ergab sich im zweiten Quartal ein

Defizit von fast 6 Mrd 3. In der Verschlechte-

rung um 5 1�2 Mrd 3 gegen�ber dem Vorjahrs-

wert spiegeln sich neben der Reaktion auf die

gesamtwirtschaftliche Abschw�chung auch

Sonderfaktoren wider. Insgesamt sind die Ein-

nahmen um ein Drittel zur�ckgegangen, was

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank
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10 Beim Bezug von Arbeitslosengeld I �berweist die BA
Sozialbeitr�ge bezogen auf 80% des vorherigen Brutto-
entgelts (von durchschnittlich gut 2 500 3 pro Monat im
Westen und knapp 2 200 3 im Osten). Wird im Anschluss
(bei Bed�rftigkeit) Arbeitslosengeld II bezogen, sinkt die
Bemessungsgrundlage auf 205 3 pro Monat.
11 Um die angestrebte perspektivische D�mpfung des
Beitragssatzanstiegs dennoch zu erreichen, ist gesetzlich
vorgesehen, dass die anpassungsmindernden Wirkungen
ebenso wie die der in den vergangenen Jahren unterblie-
benen Rentenk�rzungen nachgeholt werden. Bei An-
wendung der bestehenden Regeln sind daher in den
kommenden Jahren kaum noch Rentenerh�hungen zu
erwarten.

Im weiteren
Verlauf
finanzielle Ver-
schlechterung Finanzlage der

BA weiter
verschlechtert
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zu einem guten Teil auf der nochmaligen Sen-

kung des Beitragssatzes von 3,3% auf 2,8%

beruht. Noch etwas st�rker wirkte sich aus,

dass der Bundeszuschuss (insgesamt knapp 8

Mrd 3 bzw. bisher fast 2 Mrd 3 pro Quartal)

nicht mehr in gleichen Monatsraten, sondern

als Einmalbetrag zum Jahresende �berwiesen

wird. Selbst ohne diese beiden Sondereffekte

w�ren die Einnahmen im Fr�hjahr aber um

gut 2 1�2 % gesunken.

Die Ausgabenentwicklung reflektiert eben-

falls die zunehmende Wirkung der gesamt-

wirtschaftlichen Abschw�chung auf den Ar-

beitsmarkt, dar�ber hinaus aber auch den

stark ausgeweiteten Einsatz von Maßnahmen

zur beruflichen F�rderung. Die Inanspruch-

nahme des Kurzarbeitergelds ist zudem

vor�bergehend deutlich attraktiver und damit

ausgabentr�chtiger gestaltet worden.12) Die

Ausgaben sind somit im zweiten Quartal um

insgesamt 19 1�2 % (2 Mrd 3) gestiegen.

Hierzu haben die h�heren Zahlungen f�r das

Kurzarbeitergeld, f�r das Arbeitslosengeld I

sowie f�r Maßnahmen der aktiven Arbeits-

marktpolitik beigetragen. Zudem waren be-

tr�chtliche Zuw�chse beim Insolvenzgeld zu

verzeichnen.13)

F�r das Gesamtjahr wird nunmehr unter Ein-

schluss der zuletzt bewilligten �berplanm�ßi-

gen Ausgaben mit einem Defizit der BA von

16 1�2 Mrd 3 gerechnet. Die R�cklagen w�r-

den dann bereits zum Ende dieses Jahres

praktisch vollst�ndig aufgebraucht sein. Ins-

besondere die veranschlagten Mittel f�r das

Kurzarbeitergeld wurden angesichts der bis-

herigen h�heren Inanspruchnahme und der

letzten Leistungsausweitungen angepasst.

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne  Liquiditätshilfen  des  Bundes. — 
2 Einschl. der Zuführungen an den 2008 ein-
gerichteten Versorgungsfonds.
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12 Grunds�tzlich sind die Sozialbeitr�ge – bezogen auf
80% des wegen Kurzarbeit ausfallenden Arbeitsent-
gelts – vom Arbeitgeber zu zahlen. Im zweiten Konjunk-
turpaket war vorgesehen, dass die BA die H�lfte – bei
Qualifizierungsmaßnahmen 100% – davon erstattet. Zu-
letzt wurde beschlossen, dass die Sozialbeitr�ge auf Kurz-
arbeitergeld ab dem siebten Monat unabh�ngig von Wei-
terbildungsmaßnahmen vollst�ndig erstattet werden. Zu-
dem wurde die maximale Bezugsdauer f�r das Kurzarbei-
tergeld zun�chst von 12 auf 18 Monate und seit dem
30. April auf 24 Monate angehoben.
13 Die Ausgaben wurden im ersten Halbjahr nur zur
H�lfte durch die von den Unternehmen zu zahlende In-
solvenzgeldumlage finanziert. Deren H�he basiert auf
dem urspr�nglichen Haushaltsplan. Eine Anpassung an
die tats�chlichen Aufwendungen findet im Folgejahr
statt.
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Aber auch beim Arbeitslosen- und Insolvenz-

geld wurden die Planungen deutlich nach

oben revidiert.

Im kommenden Jahr ist bei zunehmender

Arbeitslosigkeit mit einer Ausweitung des De-

fizits zu rechnen, das mangels eigener R�ck-

lagen dann aus Bundesmitteln auszugleichen

sein wird. Im Entwurf des Bundeshaushalts

2010 sind �ber den regul�ren Bundeszu-

schuss von knapp 8 Mrd 3 hinaus 20 Mrd 3

f�r ein �berj�hriges Darlehen vorgesehen.

Dieses ist unverzinslich ausgestaltet und erst

dann zur�ckzuzahlen, wenn die BA hierf�r

�bersch�sse aufweist. Da der BA-Haushalt

bei einem Beitragssatz von 2,8% bezie-

hungsweise 3,0% ab 2011 kaum strukturell

auszugleichen sein wird, ist nicht damit zu

rechnen, dass die Bundesdarlehen unter die-

sen Bedingungen getilgt werden k�nnen.

Anhang

Statistischer Ausweis von Maßnahmen

zur Stabilisierung der Finanzm�rkte

im Rahmen des Maastricht-Defizits

und -Schuldenstands

Die zahlreichen, �berwiegend staatlichen Maßnah-

men zur Unterst�tzung von Finanzinstituten w�h-

rend der Finanzkrise stellen auch die amtliche Sta-

tistik in der EU vor Herausforderungen. Ob und in-

wieweit die ergriffenen Maßnahmen sich in den

Defiziten und in den Schuldenst�nden der Staaten

widerspiegeln, h�ngt entscheidend davon ab, wie

die Eingriffe bewertet werden.14) Die Statistik steht

hierbei vor der Schwierigkeit, dass die bislang ent-

wickelten Stabilisierungsinstrumente sehr unter-

schiedlich ausfallen, teilweise sehr komplex sind

und eine hohe Unsicherheit im Hinblick auf die tat-

s�chlichen Werte der jeweiligen Finanzaktiva be-

steht. Zu den gebr�uchlichsten Maßnahmen z�h-

len insbesondere Kapitalzuf�hrungen, Garantien,

Kreditvergaben und der Ankauf problembehaf-

teter Aktiva. Weitere Instrumente betreffen die

Versorgung der Banken mit refinanzierungsf�higen

Staatsanleihen. Besonders komplex sind mitunter

Konstruktionen, bei denen speziell geschaffene

Einheiten mit der Abwicklung von St�tzungsmaß-

nahmen beauftragt werden. Neben staatlichen

Sonderverm�gen k�nnen auch �ber �ffentliche

Unternehmen oder �ber privatrechtlich organi-

sierte Zweckgesellschaften, die nicht in staatlichem

Mehrheitseigentum, aber unter einem staatlichen

Risikoschirm stehen, St�tzungsmaßnahmen abge-

wickelt werden.

Die Anforderungen an eine sachgerechte und zeit-

nahe statistische Erfassung der Staatsfinanzen sind

gerade im europ�ischen Rahmen besonders hoch,

denn eine solide und nachvollziehbare statistische

Basis ist eine wesentliche Voraussetzung f�r die

Wirksamkeit und die Glaubw�rdigkeit der europ�i-

schen Fiskalregeln. Letztere sollen tragf�hige

Staatsfinanzen in der EU und der W�hrungsunion

absichern. Die EU verf�gt im statistischen Kontext

�ber einen etablierten institutionellen Rahmen. Eu-

rostat ist als Statistikamt der Europ�ischen Kom-

mission f�r die Bereitstellung und die Qualit�tsbe-

wertung der im Rahmen der europ�ischen Haus-

14 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Zum Einfluss der
Finanzmarktkrise auf die Staatsfinanzen, Monatsbericht,
November 2008, S. 66f.
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halts�berwachung verwendeten Daten verant-

wortlich. Zudem kommt Eurostat die Kl�rung offe-

ner Fragen hinsichtlich der Anwendung der f�r die

Berechnung von Maastricht-Defizit und -Schulden-

stand maßgeblichen Buchungsregeln des aktuell

g�ltigen Europ�ischen Systems Volkswirtschaft-

licher Gesamtrechnungen (ESVG 1995) zu. In kom-

plexen F�llen oder solchen, die von allgemeinem

Interesse sind, ist zun�chst der Ausschuss f�r

W�hrungs-, Finanz- und Zahlungsbilanzstatistiken

(AWFZ) anzuh�ren, der als Expertenausschuss den

Status eines beratenden Gremiums hat. Mit dessen

auf Konsultationsverfahren beruhenden Stellung-

nahmen soll nicht zuletzt eine rasche und fachlich

unabh�ngige Entscheidungsfindung von Eurostat

unterst�tzt und gegen�ber politischer Einfluss-

nahme abgesichert werden.15) Nach dem von Euro-

stat ver�ffentlichten Aktionsplan des Europ�ischen

Statistischen Systems (ESS Action Plan) ist bei der

Interpretation der Regeln des ESVG 1995 darauf

zu achten, dass Konsistenz sowohl im Zeitablauf

als auch zwischen den Staaten gewahrt bleibt.

Zur Kl�rung wichtiger Aspekte der statistischen Er-

fassung �ffentlicher Interventionen zur Unterst�t-

zung von Finanzinstituten und Finanzm�rkten w�h-

rend der Finanzkrise hatte der AWFZ am 18. M�rz

2009 seine Stellungnahmen abgegeben.16) Diese

wurden von Eurostat im Vorfeld der am 1. April

erfolgten Notifikationen der Mitgliedstaaten bei

fehlenden eigenen Vorgaben als geeigneter An-

haltspunkt f�r die statistische Erfassung begr�ßt.

Am 15. Juli 2009 wurden nunmehr ein Eurostat-

Beschluss sowie technische Buchungsanweisungen

ver�ffentlicht.17) Aufgrund der besonderen Situa-

tion der Finanzkrise werden außergew�hnliche

Herausforderungen vor allem in der Bewertung

von Finanzaktiva, der Messung von Risiken und in

der beschleunigten Entwicklung neuer Interven-

tionsformen gesehen. Vor diesem Hintergrund

wurden Regeln aufgestellt, deren G�ltigkeit sich

explizit nur auf die Situation der Finanzkrise erstre-

cken soll. Angesichts der Individualit�t und Kom-

plexit�t der jeweiligen Transaktionen wird aller-

dings auch im weiteren Verlauf im Einzelfall kon-

kreter Kl�rungs- und Interpretationsbedarf be-

stehen bleiben.

Ausnahmeregeln f�r die Verbuchung von St�t-

zungsmaßnahmen in der außergew�hnlichen Fi-

nanzkrise lassen sich prinzipiell unter anderem da-

durch begr�nden, dass aufgrund von Bewertungs-

unsicherheiten Marktwerte, die beispielsweise f�r

die Ermittlung eines m�glichen (defizitwirksam zu

buchenden) Transferanteils bei abweichenden

Transaktionswerten erforderlich w�ren, kaum ver-

l�sslich ermittelt werden k�nnen. Hier stellen die

auf Basis der AWFZ-Stellungnahme aufgef�hrten

Buchungshinweise Eurostats zur L�sung von Be-

wertungsproblemen eine praktikable Ann�herung

an die erforderlichen Wertans�tze dar. Abweichend

von den Bestimmungen des ESVG 1995 und den

Empfehlungen des AWFZ wurden die Regeln f�r

die grundlegende Abgrenzung des Staatssektors

ge�ndert und dabei das Grundprinzip einer Verbu-

chung entsprechend der �konomischen Substanz

partiell aufgegeben. Somit ist derzeit nicht auszu-

schließen, dass �hnliche St�tzungskonstruktionen

je nach formaler Ausgestaltung unterschiedlich be-

handelt werden. Dies l�uft auch der im Aktionsplan

angestrebten Zielsetzung einer im Zeitablauf und

im Vergleich zwischen den L�ndern konsistenten

Erfassung zuwider. Es ist in diesem Zusammenhang

bedenklich, dass – im Gegensatz zum AWFZ-

Votum und zu bereits vorgenommenen Verbuchun-

15 Siehe Schlussfolgerungen des Ecofin-Rates vom 8. No-
vember 2005.
16 Siehe Website des AWFZ, www.cmfb.org, Stellung-
nahmen vom 18. M�rz 2009.
17 Siehe http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/
portal/eurostat/home.
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gen – nunmehr in einzelnen L�ndern keine defizit-

und schuldenstandswirksame Verbuchung einiger

Transaktionen erfolgen soll.

Insgesamt wird erwartet, dass die aktuellen staat-

lichen St�tzungsmaßnahmen, die zu nicht uner-

heblichen finanziellen Belastungen des Staates

f�hren d�rften,18) sich zun�chst weitgehend nicht

in den ausgewiesenen Maastricht-Defiziten und

nur zum Teil in den Maastricht-Schuldenst�nden

widerspiegeln.

Ankauf von Aktiva durch den Staat

Erwirbt der Staat von Finanzinstituten Wertpapiere

zu einem h�heren als dem aktuellen Marktpreis,

w�re gem�ß ESVG 1995 die Differenz als defizit-

erh�hender Transfer zu buchen. Durch einen sol-

chen – typischerweise kreditfinanzierten – Kauf

w�rde der Maastricht-Schuldenstand, der als

Brutto-Verschuldung (ohne Abzug des staatlichen

Finanzverm�gens) ermittelt wird, ceteris paribus

entsprechend steigen. Bei der praktischen Verbu-

chung kann sich gegenw�rtig das Problem erge-

ben, dass der Marktpreis nicht bekannt oder zu er-

mitteln ist. Daher muss bei der statistischen

Erfassung auf ansonsten verf�gbare Wertans�tze

zur�ckgegriffen werden. In weitgehender �berein-

stimmung mit der Stellungnahme des AWFZ regelt

die Eurostat-Entscheidung, wie in Zeiten der

Finanzkrise Marktpreise approximiert werden k�n-

nen. Sofern die entsprechenden Kapitalm�rkte in-

aktiv sind, w�re eine erste m�gliche N�herung der

im Rahmen eines Auktionsverfahrens ermittelte

Wert. Liegen keine Auktionspreise vor, kann der

letzte Buchwert angesetzt werden, sofern dieser

einen Fair Value gem�ß internationalen Rech-

nungslegungsstandards darstellt und zeitnah zum

Erwerb durch den Staat ermittelt wurde. Sind diese

Voraussetzungen nicht gegeben, sollte der durch

eine unabh�ngige Wertermittlung (nach markt-

basierten Verfahren) gewonnene Preis angesetzt

werden. Ist ein solcher ebenfalls nicht vorhanden,

w�re als letzte Option der Transaktionspreis anzu-

setzen. In diesem Fall w�re jedoch eine sp�tere

(r�ckwirkende) Korrektur vorzunehmen, falls die

Aktiva im Folgejahr umbewertet oder zu einem ge-

ringeren Preis verkauft werden und sich das Markt-

umfeld zwischenzeitlich nicht wesentlich ver�ndert

hat. Schließlich soll auch zum Zeitpunkt eines noch

sp�teren Weiterverkaufs unterhalb des verbuchten

Ankaufpreises der Differenzbetrag als defiziterh�-

hender Verm�genstransfer erfasst werden, wenn

die Wertermittlung bei Ankauf auf Buchwerten

(Fair Value), einem unabh�ngigen marktbasierten

Verfahren oder dem Transaktionspreis beruhte.

Rekapitalisierung von Finanzinstituten

Bei der Verbuchung von staatlichen Eigenkapitalzu-

f�hrungen stellt sich prinzipiell die Frage, ob der

Staat �hnlich wie ein privater Anleger mit der Er-

wartung einer marktm�ßigen Verg�tung Mittel in-

vestiert oder ob der Staat aus anderen Erw�gungen

entstandene Verluste ausgleicht. Grunds�tzlich

werden in den VGR finanzielle Transaktionen wie

der Erwerb von Anteilsrechten zu Transaktionswer-

ten erfasst. Sofern allerdings eine Transaktion nicht

allein aus wirtschaftlichen Erw�gungen get�tigt

wird, sondern eine Transferkomponente beinhaltet,

w�re dies entsprechend zu erfassen. Sollte bei-

spielsweise der Staat im Rahmen einer Kapitalerh�-

hung neue b�rsennotierte Aktien zu einem Wert

oberhalb des aktuellen Marktpreises zeichnen,

w�re die Differenz als defiziterh�hender Verm�gen-

stransfer zu werten. Dies d�rfte beispielsweise auf

die im Juni 2009 erfolgte Aufstockung der Anteile

18 Vgl. hierzu unter anderem: EU-Kommission, Public Fi-
nances in EMU 2009, European Economy 5/2009.
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des Soffin an der Hypo Real Estate auf 90% zutref-

fen. Schwieriger ist die Einsch�tzung, wenn Kapital

in Form von nicht b�rsennotierten Vorzugsaktien

oder sonstigen Hybridinstrumenten zugef�hrt wird.

Angesichts der in der Finanzkrise herrschenden

Unsicherheit entschied Eurostat in �bereinstim-

mung mit den Empfehlungen des AWFZ, dass

staatliche Kapitalzuf�hrungen etwa in Form von

Vorzugsaktien, f�r die eine im Einklang mit dem ak-

tuellen EU-Beihilferecht stehende Rendite verein-

bart wird, wie normale finanzielle Anlagen (ohne

Wirkung auf das Maastricht-Defizit) zu behandeln

sind. Wegen des Refinanzierungsbedarfs w�rde

sich ceteris paribus allerdings der Maastricht-Schul-

denstand erh�hen. Aufgrund der vorherrschenden

Bewertungsunsicherheiten kann dies als eine aus

Praktikabilit�tsgesichtspunkten akzeptable Ausnah-

meregelung verstanden werden. Gleichwohl d�rfte

dies – aus heutiger Sicht – die aktuelle Belastung

unterzeichnen, da auch im Rahmen des Beihilfever-

fahrens genehmigte Kapitalzuf�hrungen zur Stabi-

lisierung von Kreditinstituten typischerweise eine

Subventionskomponente enthalten.

Abgrenzung des Staatssektors –

Erfassung neu geschaffener Finanzvehikel

Gem�ß ESVG 1995 sind Einheiten, die nicht �ber

eine hinreichende Entscheidungsautonomie bei

der Aus�bung ihrer Hauptaktivit�t verf�gen, mit

den Einheiten zu konsolidieren, die ihre allgemeine

Gesch�ftspolitik bestimmen. Entscheidungsauto-

nomie ist dabei nicht allein die formale M�glichkeit

zur Bilanzierung von Aktiva, sondern die Berechti-

gung, diese in Transaktionen mit Dritten auszu-

tauschen. Die Aktivit�ten von Finanzvehikeln, die

mit staatlicher Absicherung allein zum Zweck der

Rettung angeschlagener Finanzinstitute oder in

Zeiten der Finanzkrise zur Unterst�tzung des

Finanzsektors geschaffen wurden, d�rften in aller

Regel weitgehend vorherbestimmt sein und die

Einheiten selbst somit �ber keine nennenswerte

Entscheidungsfreiheit bei der Aus�bung ihrer

Hauptfunktion verf�gen. Ebenso scheint nahelie-

gend, dass der Staat die allgemeine Gesch�ftspoli-

tik einer solchen von ihm abgesicherten Einheit be-

stimmt und sie somit im Wesentlichen kontrolliert.

Das ESVG 1995 weist explizit darauf hin, dass der

Staat etwa aufgrund von Gesetzen, Erlassen oder

Verordnungen �ber eine entsprechende Kontroll-

m�glichkeit verf�gen kann, auch ohne im Zwei-

felsfall �ber ein entsprechendes Mehrheitseigen-

tum zu verf�gen. Finanzvehikel, deren Aufgabe es

ist, den Finanzsektor unter vom Staat vorgege-

benen Bedingungen zu st�tzen, und deren Exis-

tenz und T�tigkeit ohne die staatliche Absicherung

nicht m�glich w�ren, k�nnen wegen der fehlen-

den oder erheblich eingeschr�nkten Risiko�ber-

nahme schwerlich als Finanzintermedi�re ange-

sehen werden. Zudem verf�gen sie in aller Regel

weder �ber eine Banklizenz noch �ber eine

nennenswerte Eigenkapitalausstattung. Daher

wurden die zur St�tzung der Landesbanken Sach-

senLB und WestLB geschaffenen Zweckgesell-

schaften in den deutschen VGR im Staatssektor er-

fasst. Eine Zuordnung des Soffin zum Staatssektor

ist ebenso unstrittig. In seiner Stellungnahme emp-

fahl der AWFZ, finanzielle Vehikel dem Staat zuzu-

rechnen, sofern diese zwar als institutionelle Ein-

heiten registriert werden k�nnen und deren Eigen-

kapitalanteile mehrheitlich von Privaten gehalten

werden, deren Aktivit�ten jedoch gleichzeitig vom

Staat vorherbestimmt sind und f�r die der Staat

die Mehrheit der Risiken tr�gt (etwa durch eine

Garantie f�r die Refinanzierung).

Nach der Eurostat-Entscheidung ist hingegen f�r die

Sektorzuordnung von Zweckgesellschaften prim�r

von Bedeutung, ob diese im Mehrheitseigentum

des Staates oder von Privaten stehen. Dies ent-
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spricht nicht dem weiter gefassten (oben skizzier-

ten) Kontrollkonzept des ESVG 1995 und kann mit-

unter zu einer Sektorabgrenzung f�hren, die im

Widerspruch zur �konomischen Realit�t steht. Aller-

dings l�sst sich aus der Eurostat-Entscheidung nicht

ableiten, dass s�mtliche im Zusammenhang mit der

Finanzkrise geschaffene, in privatem Mehrheits-

eigentum stehende Zweckgesellschaften außerhalb

des Staatssektors zu erfassen sind. Dies ist nach den

neuen Regeln nur dann der Fall, wenn die Existenz

der Einheiten auf kurze Zeit (die Dauer der Finanz-

krise) ausgelegt und die zu erwartenden Verluste im

Verh�ltnis zur Gesamtverschuldung gering sind. Zur

Einsch�tzung der H�he der erwarteten Verluste

schl�gt Eurostat vor, die Qualit�t der Sicherheiten

oder der sonstigen haftungsbegrenzenden Regelun-

gen in Betracht zu ziehen. Dies scheint aber schwie-

rig, zumal gerade in Zeiten der Finanzkrise eine be-

sondere Unsicherheit �ber die wahren Werte von

Finanzaktiva besteht. In den F�llen der bereits exis-

tierenden Zweckgesellschaften f�r Landesbanken

und der Bad-Bank-Modelle gem�ß dem Gesetz zur

Fortentwicklung der Finanzmarktstabilisierung vom

17. Juli 2009 w�re allerdings wohl allein aufgrund

des Laufzeit-Kriteriums eine Erfassung der Einheiten

im Staatssektor vorzunehmen, da diese offenbar

auf einen langen Zeitraum hin ausgelegt sind. Insge-

samt bieten die zus�tzlichen Kriterien einen nur be-

dingt praktikablen Ansatz f�r die Sektorzuordnung

von Einheiten, der weder auf Grundlage des ESVG

1995 abgeleitet wird noch im Einklang mit den

Empfehlungen des AWFZ steht.

Garantien

Garantien werden gem�ß ESVG 1995 – sofern sie

nicht handelbar sind oder am Markt verrechnet

werden k�nnen und somit keinen Marktwert besit-

zen – als Eventualverbindlichkeit nicht zum Schul-

denstand gez�hlt. Im Zusammenhang mit der Fi-

nanzkrise abgegebene staatliche Garantien k�nnen

sich beispielsweise auf Einlagen, Schuldtitel oder Fi-

nanzaktiva erstrecken. Garantien, die sich auf im

Staatssektor erfasste Einheiten erstrecken, sind

auch bei Inanspruchnahme ohne Wirkung auf den

(bereits konsolidierten) Staatssektor. Bei allen ande-

ren als Garantien bezeichneten Konstrukten w�re

allerdings im Einzelfall zu pr�fen, ob die Benennung

auch den Vorgaben des ESVG 1995 entspricht.

St�tzungsmaßnahmen

�ber �ffentliche Unternehmen

Im Fall der von der KfW im Jahr 2007 ergriffenen

St�tzungsmaßnahmen zugunsten der IKB (insbe-

sondere �bernahme der Verpflichtungen gegen-

�ber dem Conduit Rhineland Funding) hatte Euro-

stat zun�chst entschieden, dass diese Transaktionen

eindeutig dem wirtschaftlichen Eigeninteresse der

KfW entgegenstanden und dies ein bedeutsames

Indiz daf�r ist, dass die KfW im Auftrag des Staates

gehandelt hatte. Zudem sah man den allgemeinen

Eindruck best�tigt, dass die Maßnahmen zum

Wohle der Allgemeinheit ergriffen wurden und so-

mit letztlich der Staat (und nicht die KfW) als

Haupttransaktionspartner anzusehen ist. Um die

hinter einer Transaktion stehende wirtschaftliche

Realit�t besser abzubilden, sieht das ESVG 1995

eine Erfassung in den Konten des Haupttrans-

aktionspartners vor. Insbesondere im Fall von

�ffentlichen Unternehmen hatte Eurostat in der

Vergangenheit kritisch gepr�ft, ob bestimmte

Transaktionen, die �ber die gew�hnliche Gesch�fts-

t�tigkeit hinausgingen, m�glicherweise im Auftrag

des Staates durchgef�hrt wurden. Entsprechend

hatte Deutschland auf Grundlage einer Eurostat-

Entscheidung zun�chst die 2007 von der KfW

durchgef�hrten Transaktionen im Umfang von

netto 7,3 Mrd 3 defiziterh�hend dem Staat zuge-

rechnet. Gem�ß der j�ngsten Eurostat-Entschei-
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dung, die in diesem Punkt der Stellungnahme des

AWFZ folgt, w�ren f�r eine defizitwirksame Verbu-

chung jedoch schriftliche Anweisungen oder

andere unwiderlegbare Beweise f�r ein Handeln in

staatlichem Auftrag erforderlich. Somit d�rften die

2007 durch die KfW vorgenommenen St�tzungs-

maßnahmen wieder aus dem Staatsdefizit heraus-

gerechnet werden. Die 2008 von der KfW durchge-

f�hrten Maßnahmen zugunsten der IKB (insbeson-

dere Rekapitalisierung) w�rden jedoch nach wie vor

dem Staat zugeordnet, da in diesem Zusammen-

hang haushaltsm�ßig Vorsorge getroffen wurde

und dies ein Handeln in staatlichem Auftrag belegt.

Tausch und Leihe von Finanzaktiva

Zur Sicherung der Liquidit�t von Banken k�nnen

diesen staatliche Schuldtitel im Tausch gegen nicht

notenbankf�hige Wertpapiere tempor�r zur Verf�-

gung gestellt werden. Fraglich ist, ob die zeitlich

befristete – aber f�r einen deutlich l�ngeren Zeit-

raum als in Wertpapierleihegesch�ften �bliche –

�berlassung staatlicher Anleihen in den Maas-

tricht-Schuldenstand eingerechnet werden muss

oder ob wie bei konventionellen Wertpapierleihe-

gesch�ften die Titel im Bestand des Staates (als

Verleiher) verbleiben und somit die ausstehenden

Schulden nicht erh�hen. Entsprechend der Euro-

stat-Entscheidung soll die Verbuchung zum einen

von der Dauer und zum anderen von den Risiken

des Gesch�fts f�r den Staat abh�ngen. Letzteres

d�rfte aber angesichts der zurzeit herrschenden

besonderen Unsicherheit mitunter schwer zu be-

werten sein. Die Frage der Zeitdauer ist wiederum

nicht n�her spezifiziert und bedarf mithin weiterer

Kl�rung.




